Bayerisches Ministerialblatt

BayMBI. 2025 Nr. 174 23. April 2025

Vollzug des Gesetzes liber den Ladenschluss (LadSchiG);

Ausnahmebewilligung fiir Ladenschlusszeiten am
Sonntag, 11. Mai 2025 (Muttertag), nach § 23 Abs. 1 Satz 1 LadSchiG

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

vom 18. Mérz 2025, Az. 15/6131-1/472

Das Bayerische Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales erlasst auf der Grundlage des

§ 23 Abs. 1 Satz 1 LadSchlG, in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung Uber
gewerbeaufsichtliche Zusténdigkeiten (ZustV-GA) vom 9. Dezember 2014 (GVBI. S. 555, BayRS 805-2-A/U),
die zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 21. Januar 2025 (GVBI. S. 30) geadndert worden ist, in Verbindung
mit Nr. 8.4 der Anlage zur ZustV-GA aufgrund des bayernweit einheitlichen Anlasses der Bewilligung
folgende befristete

Allgemeinverfiigung

1. Alle Verkaufsstellen in Bayern, in denen in erheblichem Umfang Blumen feilgehalten werden, dirfen am
Sonntag, 11. Mai 2025 (Muttertag), in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr zum Zwecke des Verkaufs
beziehungsweise der Abgabe von Blumen gedffnet sein.

2. Die Gesamtoéffnungszeit darf einschliellich der nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung Uber den Verkauf
bestimmter Waren an Sonn- und Feiertagen (SonntVerkV) zugelassenen Verkaufszeit vier Stunden
nicht Gberschreiten.

3. Soweit in Gemeinden am 11. Mai 2025 eine Ladendffnung zum Zwecke des Verkaufs beziehungsweise
der Abgabe von Blumen bereits aufgrund von § 10 Abs. 1 Satz 1 LadSchlG in Verbindung mit § 1 der
Ladenschlussverordnung (LSchlV) oder § 14 Abs. 1 LadSchIG zulassig ist, findet diese
Allgemeinverfiigung dort keine Anwendung.

4. Diese Allgemeinverfigung ist sofort vollziehbar.

5. Diese Allgemeinverfigung tritt am 11. Mai 2025 in Kraft und mit Ablauf des 11. Mai 2025 aul3er Kraft.

Hinweise

Verkaufsstellen erfiillen den Tatbestand ,in erheblichem Umfang® jedenfalls dann, wenn im Verhaltnis zum
gesamten Warensortiment der Verkaufsstelle der Anteil an Blumen am Gesamtumsatz mehr als 50 %
betragt.

Durch diese Bewilligung werden die gesetzlichen beziehungsweise tariflichen Bestimmungen Uber die
zuldssige Arbeitszeit nicht berlhrt. Bezlglich der Arbeitszeiten des Verkaufspersonals wird auf § 17 Abs. 8
LadSchIG hingewiesen. Des Weiteren sind insbesondere die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG),
des Jugendarbeitsschutzgesetzes (JArbSchG) sowie des Mutterschutzgesetzes (MuSchG) einzuhalten.
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Begriindung

Das LadSchiG in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 2003 (BGBI. | S. 744), das zuletzt durch
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) geandert worden ist, [&sst gemaR § 23 Abs. 1 Satz 1
LadSchIG die Bewilligung von befristeten Ausnahmen von den Ladenschlusszeiten nach § 3 Satz 1 Nr. 1
LadSchIG zu, sofern diese im 6ffentlichen Interesse dringend nétig werden. Das Staatsministerium fiir
Familie, Arbeit und Soziales ist nach § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung Gber gewerbeaufsichtliche
Zustandigkeiten (ZustV-GA) vom 9. Dezember 2014 (GVBI. S. 555, BayRS 805-2-A/U), die zuletzt durch
§ 1 der Verordnung vom 21. Januar 2025 (GVBI. S. 30) geandert worden ist, in Verbindung mit Nr. 8.4
der Anlage zu dieser Verordnung fiir die Bewilligung von bayernweiten Ausnahmen im Rahmen des

§ 23 Abs. 1 LadSchIG zustandig.

Auf dieser Grundlage wird fiir den Sonntag, 11. Mai 2025 (Muttertag), die vorliegende befristete
Allgemeinverfiigung erlassen, denn traditionell besteht am Muttertag fiir einen groRen Teil der Bevdlkerung
ein erheblich gesteigertes sowie bayernweites Versorgungsbedurfnis hinsichtlich Blumen. Es ist deshalb
anzunehmen, dass die durch Bundesverordnung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 SonntVerkV) zugelassene zweistiindige
Verkaufszeit an Sonntagen nicht ausreicht, um dieses Versorgungsbedurfnis zu decken. Aus diesem
Grund wird im pflichtgemafRen Ermessen nach Abwagung der beteiligten Interessen unter besonderer
Berlicksichtigung der Belange des Arbeitsschutzes sowie des verfassungsrechtlich verankerten Sonn- und
Feiertagsschutzes eine Ausdehnung der Gesamtéffnungszeit auf insgesamt vier Stunden fiir den Sonntag,
11. Mai 2025 (Muttertag), bewilligt, um die Versorgung der Bevdlkerung mit Blumen zu gewahrleisten.

Durch die Regelung in Nr. 2 der Allgemeinverfligung wird in Fallen, in denen die nach der SonntVerkV
zugelassene zweistiindige Verkaufszeit auerhalb des Bewilligungsrahmens von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr
liegt, sichergestellt, dass dem Verkaufspersonal an diesem Sonntag gentigend Freizeit verbleibt.

Gemal Nr. 3 der Allgemeinverfiigung findet diese Allgemeinverfligung keine Anwendung, soweit ein Verkauf
beziehungsweise die Abgabe von Blumen am 11. Mai 2025 (Muttertag) in der jeweiligen Gemeinde bereits
aufgrund von § 10 Abs. 1 Satz 1 LadSchIG in Verbindung mit § 1 LSchlV oder § 14 Abs. 1 LadSchIG
zulassig ist. In diesen Fallen sind die Offnungszeiten bereits hinlanglich erweitert, sodass es einer
Verlangerung der Offnungszeiten per Allgemeinverfligung zur Versorgung der Bevélkerung mit Blumen

dort nicht mehr bedarf.

Aufgrund der grof’en Zahl der betroffenen Verkaufsstellen ergeht diese Ausnahmegenehmigung im Wege
einer Allgemeinverfiigung.

Das bestehende o6ffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehbarkeit der Allgemeinverfligung iberwiegt
in diesem Fall das Interesse des Einzelnen an der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs. Denn die
aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs hatte zur Folge, dass von der Allgemeinverfiigung fir den
Sonntag, 11. Mai 2025 (Muttertag), voraussichtlich kein Gebrauch gemacht werden kénnte und somit der
Zweck dieser Allgemeinverfiigung vereitelt werden wiirde. Nur durch die Anordnung der sofortigen
Vollziehbarkeit kann daher dem Bedurfnis eines grof3en Teils der Bevdlkerung, am Muttertag Blumen
kaufen beziehungsweise abholen zu kénnen, Rechnung getragen werden.

Rechtsbehelfsbselehrung

Gegen diese Verfligung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe schriftlich, zur Niederschrift
oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz zugelassenen Form* Klage erhoben werden. Die Klage
ist an das Verwaltungsgericht zu richten, in dessen Bezirk der Beschwerte seinen Sitz oder Wohnsitz hat.

— Fur Klager mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbezirk Oberbayern ist die Klage zu erheben bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Miinchen in 80335 Miinchen
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Miinchen
Hausanschrift: Bayerstrafte 30, 80335 Miinchen
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— Fur Klager mit Sitz oder Wohnsitz in Regierungsbezirken Niederbayern und Oberpfalz ist die Klage
zu erheben bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg

— Fur Klager mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbezirk Oberfranken ist die Klage zu erheben bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth in 95444 Bayreuth
Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth
Hausanschrift: Friedrichstral3e 16, 95444 Bayreuth

— Fur Klager mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbezirk Mittelfranken ist die Klage zu erheben bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 Ansbach
Postanschrift: Promenade 24-28, 91522 Ansbach
Hausanschrift: Promenade 24-28, 91522 Ansbach

— Fur Klager mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbezirk Unterfranken ist die Klage zu erheben bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Wiirzburg in 97082 Wiirzburg
Postanschrift: Burkarderstral3e 26, 97082 Wirzburg
Hausanschrift: Burkarderstralle 26, 97082 Wirzburg

— Fur Klager mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbezirk Schwaben ist die Klage zu erheben bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

— Fur Klager mit Sitz oder Wohnsitz auerhalb Bayerns ist die Klage zu erheben bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Miinchen in 80335 Miinchen
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Miinchen
Hausanschrift: Bayerstrafte 30, 80335 Miinchen

Die Klage muss den Klager, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen
angegeben, die angefochtene Verfiigung soll in Abschrift beigefiigt werden. Der Klage und allen
Schriftsatzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften fiir die
Ubrigen Beteiligten beigefligt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

*Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen
Wirkungen! Nahere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der
Internetprasenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

Ab 1. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsatzlich elektronisch
einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessen vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine
Verfahrensgebiihr fallig.

gez.

Dr. Markus Gruber
Ministerialdirektor

Seite 3 von 4


http://www.vgh.bayern.de/

BayMBI. 2025 Nr. 174 23. April 2025

Impressum

Herausgeber:

Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strau-Ring 1, 80539 Miinchen

Postanschrift: Postfach 220011, 80535 Miinchen

Telefon: +49 (0)89 2165-0, E-Mail: direkt@bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstral’e 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12, 86899 Landsberg am Lech

Telefon: +49 (0)8191 126-725, Telefax: +49 (0)8191 126-855, E-Mail: druckerei.ll@jv.bayern.de

ISSN 2627-3411

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Bayerische Ministerialblatt (BayMBI.) erscheint nach Bedarf, regelmaBiger Tag der Verdffentlichung ist Mittwoch. Es wird im Internet auf der
Verkindungsplattform Bayern www.verkuendung.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete
Fassung. Die Verklindungsplattform Bayern ist firr jedermann kostenfrei verfligbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Nahere Angaben zu den
Bezugsbedingungen kénnen der Verklindungsplattform Bayern entnommen werden.

Seite 4 von 4



	Vollzug des Gesetzes über den Ladenschluss (LadSchlG); Ausnahmebewilligung für Ladenschlusszeiten am Sonntag, 11. Mai 2025 (Muttertag), nach § 23 Abs. 1 Satz 1 LadSchlG 
	Allgemeinverfügung 
	1.
	2.
	3.
	4.
	5.

	Hinweise 
	Begründung 
	Rechtsbehelfsbselehrung 
	Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

	Impressum 

